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Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre 
Pränumerations⸗Erneuerung für das zweite Semeſter 
an die Adminiſtration einzuſenden. 


Ju halt. 


Der Geſetzentwurf über den Verwaltungsgerichtshof. V. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Haftpflicht der Eiſenbahngeſellſchaften bei Schäden, welche an Anlagen entſtehen, die 
beim Bahnbau durch jene hergeſtellt werden mußten, aber nicht ordnungsgemäß 
hergeſtellt waren. 


Ein Beitrag zur Lehre von den Grenzlinien der Competenz zwiſchen den politiſchen 
und gerichtlichen Behörden bei Waſſerrechtsſtreitigkeiten. 

Notiz. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


den Berwaltungsgerichtshof. 


Der Geſetzentwurf über 
V. 

Am Schluſſe unſerer Erörterungen wird es wohl auch am Platze 
ſein ſich die Frage zu ſtellen, welche Beurtheilung der E. in fach⸗ 
wiſſenſchaftlichen Kreiſen gefunden hat. 

Uns ſind nachſtehende Beurtheilungen zu Geſichte gekommen »): 
die bereits öfter bezogene Abhandlung des Geheimraths K. J. Schmitt 
in der badiſchen Zeitſchrift (Nr. 5, 1873), eine zweite Beſprechung 
desſelben Gelehrten in den Wiener „Juriſtiſchen Blättern“, Nr. 16 
und 17 vom heurigen Jahre, dann die gleichfalls bereits citirte ano⸗ 
nyme Beurtheilung in Nr. 7, 8 und 9 der eben erwähnten juriſtiſchen 
Wochenſchrift und endlich eine Broſchüre des in dieſer Frage bereits 
mehrfach hervorgetretenen Dr. Karl von Kißling unter dem Titel 
„Der Verwaltungsgerichtshof“. Wien 1873, M. Perles. 

Keine dieſer Arbeiten kann als eine dem E. unbedingt freund⸗ 
liche bezeichnet werden; und nicht nur, daß ſich das abſprechende Urtheil 
nur auf Nebenſächliches bezöge, was weiter ohne Bedeutung wäre, 
da der Tadel zum Kritiker gehört, ſondern die erhobenen Bedenken 
beziehen ſich auf principielle Seiten des E. F 

Gegen den durch den Verwaltungsgerichtshof einzuführenden 
außerordentlichen Rechtsſchutz in Form der Caſſationsinſtanz, 
was der Geltendmachung nach als das Grundprincip des E. bezeichnet 
werden muß, ſprechen in gleich entſchiedener Weiſe der Befprecher in 


) Nr. 30 der Wiener „Gerichtshalle“ vom heurigen Jahre gibt nur eine 
kurze Inhalisangabe. 


den „Juriſtiſchen Blättern“, als wie Schmitt. Der zuvörderſt Genannte 
widmet, nebftdem, daß er gleich in dem erſten Artikel die Beſtimmung des 
§ Tals nicht unbedenklich bezeichnet, der Bekämpfung dieſes Principes des 
E. faſt den ganzen dritten, umfangreichſten Theil feiner Abhandlung 
(Nr. 9). Er hält als die Grundlage ſeiner Kritik die Beſtim⸗ 
mung des Staatsgrundgeſetzes feſt und verſucht auf dieſer Grundlage 
auszuführen, daß der E. diesfalls den Intentionen des St. G. G. 
nicht entſpreche. Die Verurtheilung des in Rede ſtehenden Prineirs 
des E. iſt enthalten in folgenden Satzen: „So wenig das St. G. G. 
eine andere verwaltungsrechtliche Judicatur kennt, als jene des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes, ſo wenig kann es dieſem eine bloße 
Controle zudenkenz ſondern ihm gebührt voll und ganz die Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit und „alſo weder Reviſions⸗ noch Caſſations⸗, 
ſondern erſte und einzige Erkenntnißinſtanz in Sachen der 
Verwaltungsrechtspflege, das iſt die dem St. G. G. entſprechende 
Stellung des Verwaltungsgerichtshofes“. Wie wir die Art der Ju⸗ 
dicatur des Verwaltungsgerichtshofes als eine der ſchwächſten Par⸗ 
tieen des E. bezeichnet haben, ſo freut es uns gleich auf der erſten 
Spalte von Nr. 9 der „Juriſt. Blätter“ dieſe Judicatur in treffen⸗ 
der Weiſe gegeißelt zu ſehen, und draſtiſch iſt die auf Seite 103 in 
einer Anmerkung geſtellte Frage: „Wie wenn dieſe (des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes! Rechtsanſicht von der Verwaltungsbehörde getheilt, 
jedoch aus derſelben eben jene Verfügung gefolgert iſt, welche der 
Verwaltungsgerichtshof als geſetzwidrig behebt“? 


Schmitt aber ſagt in Nr. 17 der „Juriſt. Blätter“ S. 199: 
„Die Verwaltungsrechtspflege nach dem E. ſoll in der Weiſe ausge⸗ 
übt werden, daß die ordentliche adminiſtrative Judicatur den verſchie⸗ 
denen Verwaltungsorganen wie bisher verbliebe, gegen deren Judicate 
höchſter Inſtanz aber das außerordentliche Rechtsmittel der Caſſa⸗ 
tion bei dem eigens hiefür zu beſtellenden Verwaltungsgerichtshofe 
eingelegt werden könne, welcher daher ſein Erkenntniß immer nur auf 
die reine Rechtsfrage zu beſchränken, alſo den Thatbeſtand 
nach der Feſtſtellung der Verwaltung ſelbſt anzunehmen habe. 
Dieſer Grundgedanke des Entwurfs iſt jedoch offenbar 
verfehlt“. (Vergl. ſonach die weitere Ausführung dieſes Satzes.) 
In dieſem Sinne hat ſich Schmitt bereits in dem Artikel der badi⸗ 
ſchen Zeitſchrift ausgeſprochen, und zwar auf Seite 34, wo er dieſe 
Einrichtung des E. als den Grundmangel desſelben bezeichnet, dann 
auf den Seiten 36, 37 und 38, wo mit Entſchiedenheit der Charak⸗ 
ter des Verwaltungsgerichts als einer Caſſationsinſtanz bekämpft wird. 


Kißling allerdings erkennt SS. 18 — 23 die Stellung des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofs als Caſſationsinſtanz als berechtigt an, jedoch 
nur bedingungsweiſe, indem er befürchtet, daß der durch den E. ge⸗ 
währte Rechtsſchutz ſehr häufig nicht wirkſam ſein werde. Das Re⸗ 
medium hiefür ſieht er in in dem Rechtsſatze, daß der Staat (bezie⸗ 
hungsweiſe Gemeinden, Bezirke und Länder) primär für die Hand⸗ 
lungen ihrer Organe haften müſſen, und er wünſcht demgemäß die Feſt⸗ 
ſetzung der dem entſprechenden Beſtimmungen. Auf dieſen unſeres 
Erachtens wenig glücklichen Gedanken kommen wir noch zurück. Da 


der E. die von Kißling aufgeſtellte Bedingung nicht erfüllt, fo iſt auch 
er mit der Beſtimmung, wie fie der E. enthält, nicht einverſtanden. 

Gehen wir nun näher auf die einzelnen Beſprechungen ein, ſo 
behandelt zunächſt die in Nr. 7, 8 und 9 der „Juriſtiſchen Blätter“ 
mitgetheilte Arbeit in ihrem erſten Artikel hauptſächlich die civilrecht⸗ 
liche Haftung der Staatsdiener. 

Wir ſtimmen hier vollkommen mit der von Schmitt in den 
„Juriſtiſchen Blättern“ gemachten Bemerkung überein, daß die Frage 
der perſönlichen Haftbarkeit der Verwaltungsbeamten, reſp. des Staates 
für dieſelben wegen rechtswidriger Handlungen mit der Frage der Ver⸗ 
waltungsrechtspflege eigentlich nicht zuſammenhängt. Denn die Sanction 
welche in dieſer Haftung zum Ausdrucke gelangt, beruht auf einem 
durchaus anderen Prineipe, ſie iſt nichts anderes, als die Durchführung 
des Grundſatzes, daß Jedermann für ſein Verſchulden zu haften 
hat. Das Moment des Verſchuldens iſt das charakteriſtiſche, 
und es gebraucht daher auch der betreffende Artikel des St. G. G. 
den Ausdruck „pflichtwidrig“ ſtatt „geſetzwidrig“, in welch' erſterem 
Ausdrucke eben der Begriff des Verſchuldens ſchon ſteckt. 

Während daher die Verwaltungsrechtspflege den Zweck hat, daß 
das Recht von vornherein zur Anwendung gelange, während ſie die 
ordentliche Inſtitution zur Verwirklichung des Rechtes auf einem be⸗ 
ſtimmten Gebiete iſt, iſt die Haftbarkeit des Beamten wegen Ver⸗ 
ſchuldens von vornherein nur ein ganz außerordentlicher Rechtsſchutz 
für den de jure und lege doch gewiß nur ausnahmsweiſen Fall, daß 
der Beamte geradezu ſeine Pflicht verletzt. Ihr Princip liegt in der 
Heranziehung des Schuldigen zur Verantwortung in jeder Richtung, 
alſo auch des Schadenerſatzes, nicht darin, daß dem Verletzten Recht 
werde, was nur mit dem erſteren gegeben iſt und wofür von vorn⸗ 
herein Sorge getragen werden muß. Nach dem öſterreichiſchen Rechte, 
nach welchem nur der Beamte und nicht der Staat haftungspflichtig 
iſt, iſt praktiſch trotz aller Gehaltsregulirung dieſe ganze Haftbarkeit 
ohnehin mehr nur die logiſche Conſequenz eines theoretiſchen Grund⸗ 
ſazes. Wir find daher durchaus nicht mit dem Verfaſſer einverſtan⸗ 
den, welcher dieſe Haftbarkeit als ein gleichberechtigtes Glied von 
Rechtscontrolen neben die Verwaltungsgerichtsbarkeit ſtellt und ihr 
eine ſolche Wichtigkeit beilegt Wunder muß dann die Einſeitigkeit 
der Behandlung nehmen, welche auf dieſem Standpunkte kein Wort 
über die Haftlofigkeit autonomer Verwaltungsbeamten hat. Daß der 
E. von der ganzen Verwaltungsgerichtsbarkeit keine andere Auffaſſung 
hat, als die der in Rede ſtehenden Haftung anhängende Eigenſchaft 
einer außerordentlichen Rechtscontrole, iſt freilich allzu wahr. Wir be⸗ 
dauern in dieſer ungerechtfertigten Gleichſtellung civilgerichtlicher Haf⸗ 
tung mit der ordentlichen Geltendmachung öffentlichen Rechts das Un⸗ 
vermögen der Mehrzahl unſerer Juriſten, aus ihren privatrechtlichen 
Gedankenkreiſen herauszutreten. 

Der weitere Inhalt des gedachten erſten Artikels der „Juriſt. 
Blätter“ beſteht ſodann in einer Anerkennung der Competenzbeſtim⸗ 
mung des E. nach ihrer formellen Seite. Wir haben uns hiergegen 
ſchon oben ausgeſprochen. Der Verfaſſer nennt die Caſuiſtik ein 
Faulpolſter. Für den Geſetzgeber wäre es das gewiß nicht geweſen, 
und die vollwiegenden praktiſchen Bedenken dagegen, daß man zur 
materiellen Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes erſt durch das 
enge Thor zweifelhafteſter Competenz eingeht, und hiezu hat ja der 
Verfaſſer (fiehe oben) ſelbſt den ſchlagendſten Beleg gegeben, ver⸗ 
ſcheucht man durch dieſen derben Ausdruck nicht. Wo hat endlich der 
Verfaſſer die einzelnen Ausſchließungsfälle noch erörtert? Weiter 
ſpricht ſich der Verfaſſer bereits hier, wie oben erwähnt, gegen die 
Eigenſchaft des Verwaltungsgerichtshofes als Caſſationshof aus. Das 
Behagen, mit welchem derſelbe hierauf, wie bereits erwähnt. die 
Eventualität ins Auge faßt, daß die Rechtshilfe vor dem Verwal⸗ 
tungsgerichtshof in die Haftung der einzelnen Verwaltungsbeamten 
vor dem Civilrichter ausläuft, theilen wir nicht. Daß jede geſetzwidrige 
Verfügung nicht zugleich eine pflichtwidrige iſt, haden wir bereits 
beleuchtet. Die civilrechtliche Haftung des Staates ſcheint uns bei 
dem Wortlaute des Art. 13 des St. G. G. über die Regierungs⸗ 
und Vollzugsgewalt ausgeſchloſſen, eben ſo wenig dürfte ſie auf Grund⸗ 
lage des bürgerlichen Geſetzbuches geltend zu machen ſein. 

Der zweite der gedachten Artikel iſt ausſchließlich dem Wört⸗ 
chen „geſetzwidrig“ gewidmet. Die Subtilität, welche in dieſer Erör⸗ 
terung liegt, läßt ſie uns überflüſſig erſcheinen. Der Verfaſſer ſcheint 
von unſerem adminiſtrativen Rechte und Rechtszuſtänden eigenthüm⸗ 
liche, nicht ſehr günſtige Begriffe zu haben. Auch nach unſerem Ad⸗ 
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miniſtrativrechte, wie in jedem Rechtsſtaate, iſt es geſetzwidrig, wenn 
ſich eine Entſcheidung oder eine Verfügung auf kein Geſetz (keinen 
Rechtsſatz) gründet. Auch in Oeſterreich kann von keiner Behörde, 
keinem Organe einem Staatsbürger etwas verboten oder geboten 
werden, ohne daß die Behörde oder das Organ hiezu gefeplich (durch 
einen Rechtsſatz) ermächtigt iſt. Dies däucht uns ganz und gar ſelbſt⸗ 
verſtändlich, weil nothwendig in der Natur des Rechtes gelegen und 
für eine derlei etymologiſche Auslegung des Wortes geſetzwidrig, daß 
etwa ein beſtimmtes mit Datum und Zahl zu bezeichnendes Geſetz 
verlegt fein müſſe, haben wir keinen Sinn. Subſtituiren wir mit 
Kißling ſtatt geſetzwidrig „rechtswidrig“ (ſiehe oben), ſo entfiele noch 
mehr jeder Zweifel. Allerdings ein derlei Rechtsſatz hätte ſich ganz 
gut den Staatsgrundgeſetzen angefügt; ganz ohne poſitive Rechts⸗ 
ſätze ſind wir jedoch auf dieſem Gebiete nicht. So beſteht für die 
Staatsbehörden die Verpflichtung, in ihren Entſcheidungen die Beweg⸗ 
gründe und die angewendeten Geſetze anzuführen, eben eine Con⸗ 
ſequenz des auch unſerem Rechtsleben zu Grunde liegenden Principes, 
daß nur auf Grundlage des Rechtes verfügt und entſchieden werden 
dürfe. Wir hegen in dieſer Bezeichnung keinen Augenblick irgend wel⸗ 
chen Zweifel. Die Anſicht des Verfaſſers von der Defectheit und 
Mangelhaftigkeit des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes, kann der, 
welcher es kennt und in die Gelegenheit kommt es anzuwenden, nicht 
theilen. Im Gegentheil frappirt oft der umfaſſende und feine Geiſt, 
welcher aus vielen der zahlloſen Normen, namentlich der älteren Zeit 
entgegentritt. f . 

Intereſſanter iſt dieſer zweite Artikel dadurch, daß der Ver⸗ 
faſſer hier Gelegenheit nimmt, über den Gegenftand des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes, wie er ſich denſelben denkt, ſich auszuſprechen. Wir 
haben bereits oben citirt, wie der vom Verfaſſer feſtgeſetzte Gegenſtand 
mit demjenigen, wie ihn Schmitt nach dem E. auffaßt und ihn den 
Motiven entnimmt, im Gegenſatz ſteht. Der Verfaſſer entpuppt ſich 
hierin als eingefleiſchter Juriſt der Gattung, welcher das Privatrecht 
über alles geht Das iſt nicht mehr privatrechtliche Conſtruetion, das 
iſt reines Privatrecht. Daß er Gneiſt, den wir in dieſer Hinſicht 
oben kennen gelernt, der, nur um Eines zu erwähnen, immer wieder 
auf die Zweiſeitigkeit des durch die Verwaltungsjurisdiction zu ge⸗ 
währenden Rechtsſchutzes zurückkommt, in einer Anmerkung für 
ſeine privatrechtliche Anſchauung zu Hilfe ruft, kann nur dem Um⸗ 
ſtande zugeſchrieben werden, daß er etwa die Anſchauungen dieſes 
berühmten Gelehrten aus den Motiven des E. ſtudirt hat. 

Den Inhalt des dritten der mehrerwähnten Artikel haben 
wir bereits kennen gelernt, bis auf den Schluß, welcher den Vor⸗ 
ſchlag des Verfaſſers enthält, wie derſelbe die Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit geſtaltet wünſcht. Dieſe Geſtaltung iſt analog der des erſten 
baterifchen E. und hat gegenüber unſerem E. die größten Vorzüge, 
indem ſie der Parteiverwaltung wenigſtens dort ein Ende macht, wo 
dieſelbe am ſchärfſten hervortritt, nämlich in der Miniſterial⸗ und 
Landesvertretungs⸗Inſtanz. Ja wenn aus Opportunttätsgründen der⸗ 
malen an eine gründliche Umgeſtaltung der Verwaltung nicht gegan⸗ 
gen werden wollte, ſo wäre die vorgeſchlagene der einzig acceptable 
praktiſche Ausweg um zu einer Art von Verwaltungsgerichtsbarkeit zu 
gelangen. Die Competenzbeſtimmung ergäbe ſich dann in der Art 
ſehr einfach, daß von dem Verwaltungsgerichtshof über alle Berufun⸗ 
gen gegen Verfügungen und Entſcheidungen der zweiten Inſtanz all⸗ 
gemein entſchieden würde. 

(Schluß im nächſten Blatte.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


1 8 der Eiſenbahngeſellſchaften bei Schäden, welche an An⸗ 
agen entſtehen, die beim Bahnbau durch jene hergeſtellt werden 
mußten, aber nicht ordnungsgemäß hergeſtellt waren. 


Zur Zeit des Baues der Karl⸗Ludwig⸗Eiſenbahn durch die 
Staatsverwaltung wurde von derſelben behufs Gewinnung des Erd⸗ 
materials für die auf der Bahnſtrecke nothwendigen Aufſchüttungen 
ein geeigneter Grund und Boden gewonnen und zum Zwecke ſeiner 
Entwäſſerung ein in einen Bach ablaufender Graben hergeſtellt. Die⸗ 
ſer Graben mußte einen Gemeindeweg (Verbindungsweg zwiſchen 


den Gemeinden W. und B.) durchſchneiden, und es ward deßhalb für 
den Waſſerabfluß ein Pfoſtenſchlauch eingelegt. Dieſer Schlauch, viel⸗ 
leicht kaum bei normalem Waſſerſtand hinlänglich genügend, erwies 
ſich bei den Hochwäſſern im Jahre 1867 völlig unwirkſam. Die 
Wäſſer zerriſſen den Gemeindeweg und überſchwemmten einen Theil 
der Grundſtücke. Zur Herſtellung der Communication zwiſchen den 
Gemeinden errichteten nun dieſe an der durchriſſenen Stelle des 
Gemeindeweges eine Nothbrücke, beantragten ſodann bei der politiſchen 
Bezirksbehörde, daß die Eiſenbahnverwaltung zur Herſtellung und 
Erhaltung einer Brücke auf dem Gemeindewege und zwar an dem 
Punkte, wo die Nothbrücke ſtehe, verhalten werde. In Folge dieſes 
Antrages wurde unter Zuziehung von Sachverſtändigen in Gegen⸗ 
wart der intereſſirten Theile die Erhebung am Ort und Stelle ge⸗ 
pflogen und dabei conſtatirt, daß die Eiſenbahnverwaltung, als ſie 
für ihre Zwecke den Materialgraben eröffnet und den Ge⸗ 
meindeweg durchſchnitten, wirklich einen ſo ungenügenden Pfoſtenſchlauch 
gemacht habe, daß in Folge deſſen der Weg durch die Waller zer⸗ 
riſſen werden mußte. Mit Hinblick darauf verpflichtete die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft die Karl⸗Ludwig⸗Bahngeſellſchaft, auf dem mehrge⸗ 
dachten Gemeindewege — an der Stelle der von den Gemeinden 
errichteten Nothbrücke — eine ordnungsmäße Brücke mit Geländern, 
ferner einen Durchlaß von 6“! Weite mit einem Deichſiele herzu⸗ 
ſtellen und in gutem Stande zu erhalten. — Dieſe Verfügung fand 
die Beſtätigung der Statthalterei, weßhalb die genannte Bahngeſell⸗ 
ſchaft den Miniſterialrecurs ergriff und denſelben in folgender Weiſe 
ausführte: Der Materialgraben ſei noch zur Zeit, als die Bahn von 
der Staatsverwaltung erbauet worden, eröffnet, das Grund⸗ 
ſtück ſelbſt mit allen Laſten nach geſchehener Ausnützung an den 
früheren Eigenthümer zurückverkauft, ſomit ſtehe die Bahngeſellſchaft 
nicht als Verpflichtete da. Weiters liege das Brückenobject. um deſſen 
Herſtellung es ſich handle, außerhalb der Bahngrenze, daher für die 
Geſellſchaft kein Intereſſe vorhanden ſei, jenes obſorgend zu erhalten 
und fremden Grund und Boden zu entwäſſern. Uebrigens aber ſei 
die Bahngeſellſchaft bereit, einen dem früheren ähnlichen Pfoſten⸗ 
ſchlauch einzulegen oder eventuell den Graben zu verſchütten und den 
status quo antea herzuſtellen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem 
k. k. Handels⸗Miniſterium beſtätigte jedoch laut Erlaſſes vom 26. 
März 1873, 3. 1920, unter Zurückweiſung des Recurſes die gleich⸗ 
lautenden Verfügungen der unteren Inſtanzen aus deren 1 


Anmerkung des Einſenders. Intereſſant iſt, daß im vorliegen⸗ 
den Falle als dritte Inſtanz das Miniſterium des Innern entſchied 
und daß dem Umſtand, der vielleicht hätte hervorgehoben werden können, 
daß nämlich eine Bau⸗Anlage in Frage ſtehe, welche den Bahnkörper 
ſelbſt gegen die mit der Verſumpfung des Materialgrabens verbun⸗ 
dene Gefahr ſichern ſolle, und möglichen Falles ein Moment zu 
Gunſten der Competenz des Handels⸗Miniſteriums im Sinne des 
Eiſenbahnconceſſions⸗Geſetzes gegeben haben würde, nicht durch⸗ 
ſchlug. Es ſcheint, daß die Centralſtellen von der Anſchauung aus⸗ 
gegangen find, es handle ſich in concreto nicht um ein Bahn object, 
ſondern um die Herſtellung und Erhaltung eines außerhalb der 
Bahngrenze liegenden Objects, das Bahn und Bahnbetrieb nicht be⸗ 
rühre. 


Ein Beitrag zur Lehre von den Grenzlinien der Competenz zwiſchen 
den politiſchen und a e bei Waſſerrechts⸗Strei⸗ 
tigkeiten. 


Durch ein Tiroler Thal iſt ein Waſſergraben gelegt, aus welchem 
die anliegenden Grundbeſitzer das Waſſer beziehen. Der Grumdbeftger 
Joſeph K. leitet das Waſſer durch eine längere hölzerne Röhre (Rinne) 
in einen Brunnentrog. Er benützt aber das Waſſer noch anderweitig, 
denn einige Schuh aufwärts, vor Einmündung des Röhrenwaſſers in 
den Brunnentrog, iſt in der Röhre ein Loch angebracht, aus welchem 
das Waſſer in eine Brunnenſtube (Trögle) und von da zum Haus⸗ 
brunnen geleitet wird. Außerdem befindet ſich in der Röhre ein an⸗ 
deres Loch, aus welchem Waſſer abfließt, aber für den Brunnentrog 
und die Brunnenſtube verloren geht. In dieſem friedlichen Beſitz⸗ 
ſtande lebte Joſeph K. lange Zeit. 

Indeſſen: es kann der Frömmſte nicht in Frieden bleiben, wenn 
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es dem böſen Nachbar nicht gefällt. Joſeph K. ſah ſich genöthigt, 
durch ſeinen Rechtsfreund bei der Bezirkshauptmannſchaft klagend 
einzuſchreiten darüber, daß der Nachbar Gottlieb B. in eigenmächtiger 
und widerrechtlicher Weiſe die Waſſerleitung zu ſeinem Hausbrunnen 
abgeſteckt, d. h. das Leitloch zugeſtopft und ſich gerühmt habe, dazu 
das Recht zu beſitzen. Joſeph K. ſtellte das Begehren, Gottlieb B. 
ſei ſchuldig, ſein Waſſerbezugsrecht anzuerkennen ſich jeder Waſſerab⸗ 
ſperrung zu enthalten und die Proceßkoſten zu erſetzen. Bei der mit 
Bezug auf dieſes Einſchreiten abgeführten commiſſionellen Verhandlung 
leugnete Gottlieb B, das Leitloch zugeſtopft zu haben und erklärte 
daß er nur von außen dasjenige Loch verſtopft habe, durch welches 
das Waſſer unnütz abrinne. Gottlieb B. erkannte übrigens das Waſſer⸗ 
bezugsrecht des Joſeph K. an und meinte nur, daß das Leitloch 
kleiner ſein müſſe. Joſeph K. verſuchte nun durch Zeugen zu be⸗ 
weiſen, daß Gottlieb B. wirklich das Leitloch zugeſtopft habe, allein 
der Beweis mißlang, ſo daß die Bezirkshauptmannſchaft erkannte, es 
ſei die behauptete Störung des Waſſerbezuges nicht erwieſen, ſomit 
könne dem Begehren des Joſeph K keine Folge gegeben werden, 
dieſer habe vielmehr dem Gottlieb B. deſſen aufgewendete Koſten zu 
erſetzen. 

Dawider recurrirte Joſeph K. und machte noch weitere Zeu⸗ 
gen, um deren Abhörung er bat, namhaft. Die Statthalterei aber 
hob die ganze Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft wegen man⸗ 
gelnder Competenz der politiſchen Behörde auf und ließ es dem 
Kläger unbenommen, feine Klage im Civilrechtswege anzuſtrengen, 
wohin auch die Koſtenfrage als gehörig bezeichnet wurde. Moti⸗ 
virt wurde die Statthalterei⸗Entſcheidung alſo: Das Begehren des 
Joſeph K. habe dahin gelautet, daß der Geklagte ſchuldig verurtheilt 
werde, ſein, des Klägers, Recht, Waſſer zu leiten, anzuerkennen. Es 
jet ein Petitum auf Anerkennung des Waſſerbezugsrechts. 
Wenn nun auch die Rechtsfrage in Folge Geſtändniſſes des Geklagten 
beſeitigt ſei, ſo bleibe doch die Frage des factiſch geſtörten Beſitzes. 
Hierüber zu entſcheiden ſtehe nicht den politiſchen Behörden, fondern 
den Gerichten zu. Und die Miniſterial⸗Verordnung vom 7. Juli 
1860, R. G. Bl, 3. 172, betreffend die Zuſtändigkeit der politiſchen 
Behörden zur Entſcheidung von Streitigkeiten wegen geſtörten Be⸗ 
triebes von Waſſerwerken finde keine Anwendung, da nicht die Stö⸗ 
rung eines Waſſerwerkbetriebes durch Aenderung des Gerinnes, 
ſondern die Berſtopfung des Loches in einer einfachen Brunnen⸗ 
röhre in Frage komme. Die Beſtimmungen des Tiroler Geſetzes 
vom 28. Auguſt 1870, betreffend die Benützung, Leitung und Ab⸗ 
wehr der Gewäſſer erſcheine, ebenmäßig unanwendbar, weil in 
denſelben von einer Ingerenz der politiſchen Behörden bei Benützung 
des Brunnenwaſſers durch einen Privaten, wobei kein öffentliches In⸗ 
tereſſe im Spiele ſei, nicht geſprochen werde. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium beſtätigte in letzter Inſtanz laut 
Erlaſſes vom 4. Mai 1873, 3. 4462 die Entſcheidung der Statt⸗ 
halterei. 

Uns ſcheint, als ob ſich für die Competenz der politiſchen 
Behörde im conereten Falle Folgendes ſagen laſſe: 

Die Handlung, welche dem Gottlieb B. angeworfen wird, be⸗ 
ſteht darin, daß er die in der Röhre befindliche Oeffnung, durch 
welche das Waſſer zum Hausbrunnen des Joſeph K geleitet wird, 
verſtopft und ſo dieſes Waſſer abgeſperrt und zum Nachtheile des Letz⸗ 
teren ab⸗ und beziehungsweiſe zurückgeleitet habe. Die Verſtopfung, 
ſo primitiv ſie auch geſchehen ſein mag, ſtellt ſich demnach als eine 
Aenderung einer beſtehenden Waſſeranlage öffentlich⸗rechtlicher Natur, 
womit der Lauf des Waſſers und die Höhe des Waſſerſtandes alterirt 
worden, dar. Mithin iſt nach § 16 des Waſſerrechtsgeſetzes !) die Be⸗ 
willigung der politiſchen Behörden zur Aenderung des Beſitzſtandes 
einzuholen, und ſind die politiſchen Behörden zur Entſcheidung com⸗ 
petent, denn, ſagt der § 75 des Waſſerrechtsgeſetzes, alle Angelegen⸗ 
heiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung und Abwehr der Ge⸗ 
wäſſer (nach dieſem Geſetze) beziehen, gehören in den Wirkungskreis 


) „Jede andere (als die gewöhnliche) Benützung der öffentlichen Gewäſſer, 
ſo wie die Errichtung oder Aenderung der hierzu erforderlichen Vorrichtungen und 
Anlagen, welche auf die Beſchaffenheit des Waſſers, auf den Lauf desſelben oder auf 
die Höhe des Waſſerftandes Einfluß nehmen oder die Ufer gefährden kann, bedarf 
der vorläufigen Bewilligung der politifchen Behörden. Dieſe Bewilligung ift auch bet 
Privatgewäſſern erforderlich, wenn durch deren Benützung auf fremde Rechte oder 
auf die Beſchaffenheit, den Lauf oder die Höhe des Waſſers in öffentlichen Gewäſſern 
eine Einwirkung bevorſteht“. 
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der politiſchen Behörden. Ganz anders wäre es freilich, wenn die 
fragliche Oeffnung von jeher mit einer nach dem jedesmaligen Waffer- 
bedarf des Joſeph K. auf⸗ und zuzumachenden Schließvorrichtung 
verſehen geweſen wäre. Alsdann könnte freilich nicht von der Com⸗ 
petenz der politiſchen Behörden geredet werden, weil ſich hier das 
von Gottlieb B. eventuell in widerrechtlicher Weiſe vorgenommene 
Schließen der Sperrvorrichtung als eine Störung des Joſeph K. in 
der Benützung ſeiner Brunnenleitung ohne Aenderung der bereits mit 
der Sperrvorrichtung verſehenen Waſſeranlage darſtellen würde. 
Dr. H. 


Selbſtverſtändlich find chiffrirte, durch Oeſterreich Ungarn tranftlirende Corre⸗ 
ſpondenzen wie bisher anſtandlos zu befördern. Z 


Verordnung der Minifterien des Innern und für Cultus und Unterricht vom 9. Juni 

1873, (R. G. Bl. Nr. 110), betreffend den zwiſchen der kaiſerlich öſterreichiſchen 

und königlich italieniſchen Regierung vereinbarten Vorgaug bei Mittheilung von 
Todtenſcheinen der beiderſeitigen Staatsangehörigen. 


Das k. und k. Miniſterium des Aeußern iſt mit der königlich italieniſchen 
Regierung übereingekommen, daß von den mit der Führung der Matriken (Civil. 
tandsregiſter) betrauten weltlichen und kirchlichen Funetionären rückſichtlich der 
in ihrem Sprengel geſtorbenen Perſonen, welche in dem anderen Staate geboren 
waren oder ihren Wohnſitz hatten, ohne diesfalls ein Erſuchen abzuwarten, unver⸗ 
züglich und koſtenfrei in der in ihrem Lande vorgeſchriebenen Form von Amtswegen 


Notiz. 


(Beſchränkung des Harz⸗ und Terpentingewinnens in Kärn⸗ 
ten.) Das kärntneriſche Gemeindeblatt (Nr. 7 de 1873) theilt folgenden vom Lan⸗ 
despräſidenten in Kärnten unterm 9. März 1872 hinausgegebenen Erlaß mit: „Zur 
Beſeitigung der allenthalben in Kärnten vorkommenden Beſchädigungen der Wälder 
„durch unbefugte und rückſichtsloſe Gewinnung von Harz (Pech) und Terpentin (Loriet) 
finde ich mich veranlaßt, nachſtehende Anordnung zu treffen. 

1. Wer nach $ 60, Abſaß 5 des Forſtgeſetzes Harz oder Terpentin in fremden 
Waldungen ſammeln will, hat hiervon der Gemeindevorſtehung (Warum nicht gleich 
Bezirksbehörde? D. R.) die Meldung zu machen, die Waldparcellen, wo das Harz⸗ und 
Terpentinſammeln beabſichtigt wird, genau anzugeben und ſich über die Einwilligung 
der betreffenden Waldeigenthümer oder deren Stellvertreter in unzweideutiger Weile 
zu legitimiren. 

2. Ueber die erfolgte Anmeldung haben die Gemeindevorſtehungen einen 
Meldungsſchein auszufertigen; dieſer Meldungsſchein hat ſodann zur Legitimation 
des Harz und Terpentinſammlers zu dienen. 

3. Die Meldungsſcheine ſind nach einem beſtimmten Muſter auszufertigen und 
in der betreffenden Gemeinde oder für Wälder an der Grenze des Gemeindegebietes 
auch in den betreffenden Nachbargemeinden ungeſäumt veröffentlichen zu laſſen. 

Indem ich Euere ic. hiervon verſtändige, erſuche ich, die betreffenden Ge⸗ 
meindevorſtehungen behufs geeigneter Verlautbarung vorſtehender Anordnung mit 
dem Beiſatze in Kennkniß zu ſetzen, daß die diesfälligen Meldungsſcheine wie die übri⸗ 
gen zum Gebrauche der Gemeinden dienenden Druckſorten hieramts gegen Vergütung 
der Amtskoſten zu beziehen find, daß ferner über die ausgefolgten Meldſcheine die An⸗ 
zeige an die vorgeſetzte k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu erftatten iſt und daß ſchließ⸗ 
lich die gewerbsmäßige Sammlung von Harz und Terpentin in fremden Waldun⸗ 
gen überdies den Beſtimmungen der Gewerbeordnung vom 20. December 1859 
unterliegt. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß das Harz⸗ und Terpentinſammeln ohne die 
durch die Anmeldung nachgewieſene Einwilligung der Waldeigenthümer, inſoferne 
bei den einzelnen Fällen das allgemeine Strafgeſetz keine Anwendung finden ſollte, 
als Forſtfrevel zu behandeln und zu ſtrafen ift. 

Ew. .. werden erſucht, die genaue und ſtrenge Durchführung vorſtehender 
Anordnung zu überwachen. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesbertheidigung vom 3. Mai 1873, 
Nr. 6394/1322 II, betreffend Ergänzung der Veſtimmungen des § 167: 5 der Iu- 
ſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes. 


Zur Beſeitigung von vorgekommenen Zweifeln findet die Miniſterial⸗Inſtanz 
die Ergänzung des Punktes 5 des $ 167 der Inſtruction zur Ausführung des Wehr⸗ 
geſetzes in nachfolgender Weiſe anzuordnen: 

Als zweites Alinea kommt beizufügen: 


„Gegen eine ſolche Entſcheldung der Bezirksbehörde ſteht der Partei die Ber 


rufung frei und iſt hiebei der im § 55 vorgezeichnete Vorgang zu beobachten.“ 


Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 30 Mai 1873, 3, 9741, betreffend Un⸗ 
ſtatthaftigkeit der Chiffernſchrift bei Privatdepeſchen in Oeſterreich. 


Anläßlich vorgekommener Fälle, daß ſowohl von Seite auswärtiger Statio⸗ 


nen nach Oeſterreich, als von öſterreichiſchen Statienen nach Telegraphenſtationen 
anderer Verwaltungen Privatdepeſchen aufgenommen wurden, welche unverkennbar 
den Charakter der Chiffernſchrift hatten werden den Telegraphenſtationen die befte- 
den Vorſchriften, wornach die Chiffernſchrift bei Privatdepeſchen, welche bei inländi⸗ 
ſchen Telegraphenſtationen aufgegeben werden oder zur Beſtellung einlangen, nicht ge⸗ 
ſtattet iſt, zur ſtrengen Darnachachtung in Erinnerung gebracht. 


die Todtenſcheine auszufertigen ſind und daß dieſe Urkunden in Oeſterreich an die 
königlich italieniſche Geſandtſchaft in Wien und in Italien an die k. und k. Geſandk⸗ 


ſchaft in Rom zu gelangen haben 
Den in einer anderen als der lateiniſchen oder italieniſchen Sprache ausge⸗ 
ſtellten Todtenſcheinen iſt eine lateiniſche, von der zuſtändigen Behörde gehörig be⸗ 


glaubigte Ueberſetzung beizuſchließen. 


Demnach werden die mit der Matrikenführung betrauten Perſonen ange⸗ 


wieſen, im Falle des Abſterbens eines italieniſchen Staatsangehörigen den in latei⸗ 
niſcher oder italieniſcher Sprache ausgeſtellten oder mit einer lateiniſchen Ueber⸗ 


iegung begleiteten Todtenſchein ſogſeich im Wege der politiſchen Behörde erſter In⸗ 
ſtanz zum weiteren Verfahren an den Landeschef einzuſenden. 


Dieſe Verordnung tritt mit 17. Juni 1873 in Wirkſamkeit. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Generaldtrector der Wiener Weltausſtellung geh. 
Rath Dr. Wilhelm Freih. v. Schwarz ⸗Senborn das Großkreuz des Franz⸗Joſephs⸗ 
Ordens zu verleihen geruht. N ö 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Sigismund Freiherrn von 
Handel zum Statthaltereirath extra statum in Dber-Defterreich, und den Bezirks! 
hauptmann Anton Stocke razum Regierungsrathe extra statum in Czernowitz ernannt. 

Seine Majeität haben den Finanzrath Dr. Franz Ganglbaner zum Ober⸗ 
finanzrathe bei der k. k. Direction der Staatsſchuld ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Conſularagentie in Breſt zu einem Honorarvice⸗ 
confulat zu erheben und den Eduard Le Pomellee zum unbeſoldeten Honorar⸗ 
viceconſul dafelbſt zu ernennen geruht. 

Seine Majeſtät haben dem Beſtattungsdipleme des zum Conſul der Verei⸗ 
nigten Staaten von Nordamerika in Prag ernannten Alfred A. Fre em au das aller 
höchſte Exequatur ertheilt. n!“ 

Der Miniſterpräſident hat den nied.röfter. Statthaltereiconeipiſten Erich Grafen 
Kielmaunzegg zum Miniſterialconcipiſten im Miniſterathspräſidium ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Stänkslans Ritter v. 
Sawicki zum Bezirkshauptmann in Galizien ernannt. a 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär in Czernowitz Ignaz Hausa 
zum Finanzrathe ernannt. . i 
Der Finanzminiſter hat den Fmanzſeeretär der Direction der Staatsſchuld 
Dr. Adalbert Plaminger zum Finanzrathe und den proviſortſchen Finanzſecretär 
Dr Peter Gregu kz, und den nied.öſter. Finanzprocuratursconcipiſten Dr. Friedrich 
Geiring er Ritter v. Winterſtein zu Finanzſecretären, letzeren unter Belaſſung in 
ſeiner Verwendung beim Finanzminiſterium ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär German Tkany in Klagenfurt 
zum Finanzrathe ernannt. , 
Der Handelöminifter hat den mähriſchen Statthaltereie one ipiſten Franz 
Zabuſch, den nied. öſter. Gerichts⸗Auscultanten Dr. Guido Freih. v. Clauer, und 


Eduard Urbantſchitſch, endlich den Conceptsprakticanten beim Magiſtrate in Lem⸗ 


berg Johann Seferovitz zu Minifterialconcipiſten im Handelsminiſterium ernannt. 
Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Bergrath Dr. Guido Stach e 
zum Chef⸗Geologen und den Bergrath Heiurich Wolf zum Geologen der geologiſchen 
Reichsanſtalt ernannt. : 3 


Erledigungen. 


Notarsſtelle in Spitz bei der n. 5. Notariatskammer, bis 10. Juli. (Amts ⸗ 
blatt Nr. 154.) | 

Beſchauarztensſtelle in Wien mit 600 fl. Jahresgehalt und 150 fl. Quartier⸗ 
geld, nebſt Penſionsfähigkeit, bis 22. Juli. (Amtsblatt Nr. 155.) 

Caafſſiersſtelle bei der Finanz⸗Landescaſſe in Linz mit der neunten Rangsclaſſe, 

eventuell eine Officialsſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 21. Juli. (Amtsbl. Nr. 156.) 

Adjunctenſtelle beim Bezirksgerichte in St. Leonhard mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe, bis 15. Juli. (Amtsblatt Nr. 156.) 

Präfectenftelle am k. k. Thereſianum in Wien mit der neunten Rangsclaſſe und 
Naturalgenüſſen, bis 31. Zult. (Amtsblatt Nr. 156.) 

Oberfinanzrathsſtelle mit der ſechsten Rangsclaſſe. 

Finanzrathsſtelle mit der ſiebenten Rangsclaſſe. 

Finanzſecretärs⸗ eventuell Obercommiſſäreſtelle mit der achten Rangsclaſſe⸗ 

Kanzliſtenſtelle beim Muſeum für Kunft und Induſtrje in Wien mit der 
eilften Rangclaffe, bis 20. Auguſt 1873. (Amtsblatt Nr. 158.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck veran wortlich C. Piſtori. 


